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TRIBÜNE

Putin sichert
sein Imperium

von Ulrich Schmid

Für viele russische Kommentatoren ist
der Befund klar: Russland befindet sich
entweder auf dem Weg zu einem religiös
verklärten Faschismus oder es droht ein
neuer Terror nach Stalins Vorbild. Gerade
das sorglose Zusammenwerfen aller Ex-
tremismen macht indes deutlich, dass es
in solchen Diagnosen weniger um eine
politische Analyse als um das Erregen der
öffentlichen Aufmerksamkeit geht.

Gerade der Aufsehen erregende Deal,
der in dieser Woche aus dem Staats-
betrieb Rosneft den grössten Erdölprodu-
zenten der Welt machte, war vorherseh-
bar. Auf Putins Druck mussten der aus-
ländische Partner BP und ein Konsortium
von vier russischen Oligarchen ihre hoch-
profitablen Beteiligungen am Erdölkon-
zern TNK-BP verkaufen (für die technolo-
gische Unterstützung wird BP mit 20% an
Rosneft beteiligt).

Wenn es um die Sicherung der eigenen
Herrschaft geht, ist Putin kompromisslos.
Er weiss genau, dass seine politische
Macht von seiner Fähigkeit abhängt, der
neu entstandenen russischen Mittel-
schicht eine bescheidene bürgerliche
Existenz zu garantieren: eine Zweiein-
halbzimmerwohnung in einer Mietska-
serne, ein ausländisches Occasionsauto,
einmal pro Jahr Ferien in Malta oder Hur-
ghada. Dass er von einem grossen Teil der
intellektuellen Elite abgelehnt wird, ist
Putin egal. Ebenso wenig kümmert er sich
darum, was in Zeitungen, Blogs oder im
Radio über ihn gesagt wird. Kontrolliert
wird allein das Fernsehen, das unbestrit-
ten das Leitmedium der russischen Mas-
senkultur darstellt.

Putin konzentriert sich also auf das
Wesentliche – das gilt auch für die Finan-
zen: Über die Hälfte der russischen
Staatseinnahmen stammen aus Rohstoff-
verkäufen; dieser Anteil soll nun weiter
gesteigert werden. Putin ist nach seiner
Wiederwahl im März 2012 nicht gewillt,
die immensen Gewinne aus dem Erdöl-
geschäft weiter in private Taschen flies-
sen zu lassen. Seine ökonomische Liqui-
dität ist gleichzeitig seine politische
Rückversicherung. Der Kreml wird nicht
müde, dem russischen Stimmvolk diesen
einfachen Mechanismus zu erklären. Auf
Putins offizieller Website lautet die ent-
sprechende Sprachregelung: «unter per-
sönlicher Kontrolle». Diese Zauberformel
erscheint in der präsidialen Kurzbiogra-

phie gleich zweimal: Sowohl die Hilfe an
die Opfer der Brände im Sommer 2010 als
auch die Erhöhung der Lehrerlöhne ste-
hen «unter Putins persönlicher Kont-
rolle».

Die Realität des russischen Haushalts
sieht jedoch anders aus: Die Sozialausga-
ben erreichten im Wahljahr 2012 ihren
Höhepunkt, in der Zukunft werden sie

sinken. Auch die Bildungsinstitutionen
erhalten nur noch Magerkost: Ihr Anteil
von 5,1% des Budgets im Jahr 2011 soll
drei Jahre später auf 3,4% fallen. Dafür
steigen die Militär-, Polizei- und Justiz-
ausgaben von heute einem Viertel des
Budgets auf ein Drittel im Jahr 2014. Dass
man aus diesen Zahlen den Schluss zieht,
Putin wolle eine neue totalitäre Diktatur
in Russland errichten, ist ebenso nahe lie-
gend wie kurzsichtig.

Viel besser lässt sich die Entwicklung
Russlands mit dem Begriff der «Imperiali-
tät» beschreiben. Nach dem ökonomi-
schen Katzenjammer und den territoria-
len Phantomschmerzen, die den post-
sowjetischen Rumpfstaat in den Neunzi-
gerjahren quälten, ist es Putin in den
2000er-Jahren gelungen, Russland wie-

der zu alter imperialer Grösse zu verhel-
fen. Dabei tritt allerdings nicht so sehr das
Sowjetimperium als Referenzgrösse auf,
sondern das Zarenreich. Putins Lieblings-
zar ist der autoritäre Alexander III., der die
russische Aussenpolitik nach folgendem
Motto betrieb: «Russland hat nur zwei
Freunde: die Armee und die Flotte».

Die desaströse Syrienpolitik, die schar-
fe Disziplinierung der eigenen Staats-
bürger, die verstärkte Allianz zwischen
orthodoxer Kirche und politischer Füh-
rung, die zunehmende Schikanierung
ausländischer Nichtregierungsorganisa-
tionen sind die wichtigsten Merkmale
von Putins neoimperialer Politik. Am
merkwürdigsten ist indes die Tatsache,
dass sich mit diesem Programm in Russ-
land nicht nur Staat, sondern sogar Wahl-
kampf machen lässt. In einer Umfrage
aus dem Jahr 2008 gaben 78% der Russen
an, lieber in einem grossen Land zu leben,
das von seinen Nachbarn gefürchtet wird,
als in einem kleinen harmlosen Land, in
dem Wohlstand herrscht.

Auch in der Pussy-Riot-Affäre weiss
Putin die Mehrheit der Bevölkerung hin-
ter sich: In einer Umfrage vom 2. Oktober
hielten 35% der Russen die zweijährige
Lagerstrafe für die Mitglieder der Punk-
band für angemessen, 43% forderten so-
gar eine härtere Strafe und nur gerade 2%
sahen überhaupt keinen Straftatbestand
vorliegen. Es gibt also in Russland einen
nicht zu unterschätzenden Konsens über
eine imperiale Identität, die man nicht
vorschnell gegen westliche Normen ein-
tauschen will. Menschenrechte, Demo-
kratie und Marktwirtschaft waren Leit-
begriffe der Neunzigerjahre, die durch
Boris Jelzins Vetternwirtschaft gründlich
diskreditiert wurden. Putin hat es zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts geschafft, mit
der «gelenkten Demokratie» in Russland
ein neues erfolgreiches Gesellschaftsmo-
dell zu etablieren. Allerdings ist Russland
heute erneut an einem Wendepunkt an-
gelangt: Zwar billigt man Putin zu, das
Land stabilisiert zu haben, sein politi-
scher Stil hat allerdings den schalen Bei-
geschmack der inneren Kolonisation er-
halten. Der Preis für das Imperium be-
steht in der staatlichen Monopolisierung
der Ressourcen, der Bevormundung der
eigenen Bürger und einer Wirtschafts-
ordnung, in der individuelle Leistung
nicht honoriert wird.
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Obama hat nicht erklärt,

wie er in den kommenden vier

Jahren erreichen will,

was ihm der Kongress bisher

verbaut hat.

Barack Obama hat ver-
geblich versucht, die
Spaltung der USA zu
überwinden. Mitt Rom-
ney nutzt diese Spaltung
in seinem Wahlkampf.

Warum Mitt Romney
die Wahl gewinnen könnte

von Walter Brehm

Die USA sind eine gespaltene Nation.
Barack Obama ist vor vier Jahren ange-
treten, dies zu ändern – und ist ge-
scheitert. Das hat wenig mit falscher
Sachpolitik zu tun. Vielmehr damit,
dass er an seiner Konsenspolitik fest-
hielt – auch als er längst hätte erken-
nen müssen, dass er dafür keinen Part-
ner hat.

US-Wahlen sind fast immer sehr
enge Rennen. Das war 2008 nicht
anders. Obamas
Wahlsieg schien
zwar erdrutschartig.
Er konnte die ersten
zwei Jahre mit einer
Kongressmehrheit
regieren. Aber in Tat
und Wahrheit war
das Wahlergebnis praktisch eine
50-zu-50-Entscheidung. Und das Zeit-
fenster, das ihm die Kongressmehrheit
für seine Gesundheitsreform geöffnet
hatte, schloss sich nach zwei Jahren
mit den so genannten Midterm-Wah-
len 2010 bereits wieder.

Die Demokraten verloren ihre
Mehrheit im Repräsentantenhausund
im Senat reichte die republikanische
Minderheit so weit, dass sie mit end-
losen Debatten jede Reform blockie-
ren konnte. Statt zu kämpfen, hielt
Obama an seinem Konsens suchen-
den Kurs fest. Er ignorierte, dass nicht
nur die Nation, sondern auch die
republikanische Partei gespalten war.

Deren rechter und offen rassisti-
scher Flügel, die so genannteTea Party,
ging immer radikaler gegen den Präsi-
denten vor: Obama, der Kommunist,
der Islamist, der Zerstörer amerikani-
scher Werte und Weltgeltung. Die
Hasskampagne kannte keine Gren-

zen. Die Propaganda von ganz rechts
überdeckte jedoch, dass die Tea Party
in der republikanischen Partei eine
Minderheit war. Gross genug, die Par-
teiführung nach rechts zu drängen,
aber ohne Chancen, einen über ihre
eigenen Reihen hinaus wählbaren
Kandidaten gegen Obama auf den
Schild zu heben.

Dies hat Mitt Romney erkannt. In
den Vorwahlen der Partei köderte er
die Rechten. Er hat sie zwar nie über-
zeugen können, dass er einer der ihren
ist. Aber die Tea Party erkannte, dass
Romney der einzige in der Kandida-
tenschar war, der eine reelle Chance
auf die Unterstützung der ganzen Par-
tei und deren Sponsoren in der Wirt-
schaft hatte. Die Tea Party war neu-

tralisiert und Rom-
ney konnte seinen
Marsch in die politi-
sche Mitte begin-
nen, um die mode-
raten Republikaner
und die Obama-Kri-
tiker unter den

Wechselwählern zu gewinnen. Das
kann man Opportunismus nennen,
aber es ist vor allem eine funktionie-
rende Wahlkampfstrategie.

Vielen Amerikanern geht es heute
wirtschaftlich schlechter als vor vier
Jahren. Daran ist Obama nicht schuld.
Aber wem es schlecht geht, der will
schnelle Besserung. Zwar weiss nie-
mand so genau, was von einem Präsi-
denten Romney zu erwarten wäre.
Aber Obama hat nicht erklärt, wie er in
den kommenden vier Jahren errei-
chen will, was ihm der Kongress bisher
verbaut hat. Gleichzeitig mit dem
Votum über die Präsidentschaft finden
aber auch Kongresswahlen statt. Die
Umfragen deuten nicht darauf hin,
dass Obama mit einer demokrati-
schen Mehrheit rechnen könnte. Auch
deshalb ist eine Niederlage des Präsi-
denten möglich. Oder anders gesagt:
ein Sieg schierer Hoffnung auf Besse-
rung über die Furcht vor Stagnation.

Das Programm des
Gallusjubiläums ist zu
Ende. Die Verantwort-
lichen ziehen eine äus-
serst positive Bilanz.

Gallus bleibt für viele
nur ein Namenspatron

von Adrian Vögele

Das Gallusjubiläum mit seinen weit
über 300 Veranstaltungen war ein
Effort, der Anerkennung verdient. Die
Organisatoren sind mit den Besucher-
zahlen zufrieden. Insbesondere in
kirchlichen Kreisen und bei historisch
Interessierten dürfte die Jubiläums-
botschaft angekommen sein.

Dennoch: Nicht wenige St.Gallerin-
nen und St.Galler äussern nach dem
halben Jahr einen akuten Gallus-
überdruss, während andere sich vom
Jubiläum überhaupt nicht angespro-
chen fühlten. Der Verdacht kommt
auf, dass der Mythos des heiligen Wan-
dermönchs in der Jubiläumseuphorie
etwas gar überstrapaziert und seine
Bedeutung für den Normalbürger
überschätzt wurde. Slogans wie «Wir
sind Gallus» erweckten den Eindruck,
es handle sich um eine kantonale

Identifikationsfigur. Dass Gallus je-
doch viele Leute, vor allem ausserhalb
der Hauptstadt, nicht zu bewegen ver-
mag, liegt zunächst in der Kantons-
geschichte begründet. Der Kanton
St.Gallen in seiner heutigen Form ist
zur Zeit Napoleons entstanden und
hat mit dem angeblichen Wirken des
Wandermönchs nichts zu tun. Zudem
bleibt Gallus’ eigene Geschichte sehr
vage: So gibt es beispielsweise keine
populären Nacherzählungen, wie das
bei anderen Gründerfiguren wie Wil-
helm Tell der Fall ist. Zu vieles bleibt
bei Gallus Interpretation. Nicht er-
staunlich deshalb, dass sich der Hei-
lige laut einem HSG-Expertennichtals
Zugpferd für den Tourismus eignet.

Unbestritten ist die Bedeutung der
Galluslegende für die Stadt St.Gallen.
Für viele Städterdürfte dasGauklerfest
im Mai der Höhepunkt des Jubiläums
gewesen sein. Dass das Fest von nun
an jährlich stattfinden soll, ist deshalb
eine gute Idee. Auch wenn Gallus mit
Gauklern wohl wenig zu tun hat. Aber
für das Fest wäre er ohnehin nur das,
was er in den Augen vieler auch für den
Kanton ist: ein Namenspatron.
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